
Werke von den gleichen Angeklagten zielbewußt her- 
untergewirtschaftet wurden. In Wahrheit glaubten 
ihre Auftraggeber zumindest seit 1947 selbst nicht mehr 
daran, auf die Dauer die Überführung der Werke in 
Volkseigentum verhindern zu können. Es ging ihnen 
vielmehr darum, sich so lange wie möglich die DSW 
Bernburg als „Bastion in Feindesland“ zu erhalten, 
um der Rekonstruktion der Wirtschaft des jungen 
demokratischen Staatswesens nach Kräften zu schaden 
und im übrigen den Lauf einer politischen Entwicklung 
abzuwarten, die es nach ihrer monopolkapitalistischen 
Vorstellung eines Tages ermöglichen werde, gestützt 
auf hohe Buchsummen, dem deutschen Volk die Rech­
nung zu präsentieren.

Es ist dem Gericht bekannt, daß die IG-Farben trotz 
aller Entflechtungs- und Auflösungsmaßnahmen auch 
heute noch ihre beherrschende Stellung weitgehend er­
halten haben — eine Tatsache, die durch die Begnadi­
gung ihrer als Kriegsverbrecher verurteilten früheren 
Direktoren noch unterstrichen wird. Und wenn nach 
vorliegenden Meldungen beträchtliche Teile ihres Ver­
mögens in den Besitz amerikanischer Konzerne über­
gegangen sind, so kennzeichnet das nur, welche wei­
teren Hintermänner letzten Endes auch diese Ange­
klagten haben.

Auch hier wurzeln — wie bei den Verbrechen des 
DCGG-Konzerns — die Taten der Angeklagten und 
ihrer Hintermänner in der Mißachtung des Potsdamer 
Abkommens, in der Mißachtung seiner Forderung auf 
Zerschlagung der Monopole und Konzerne, in der Miß­
achtung seiner Forderung eines einheitlichen demokra­
tischen Deutschlands. Es erscheint nicht als Zufall, daß 
das Jahr 1947, das in der Entwicklung der Verbrechen 
der Angeklagten eine so entscheidende Rolle spielte, 
das Jahr ist, in dem die Absicht der Westalliierten, 
Deutschland einen Friedensvertrag vorzuenthalten und 
die Spaltung zu verewigen, unverhüllt hervortritt.

So sind die Verbrechen der Angeklagten unmittel­
bar aus der Spaltung Deutschlands erwachsen. Sie 
waren ihren Herren jeder Richtung ergeben genug, um 
sich zu einer regelrechten Verschwörergruppe zusam­
menzuschließen, und in Befolgung der erhaltenen Wei­
sungen zu Verbrechern am Aufbau ihres Vaterlandes 
zu werden. Diese Erkenntnis war allen Angeklagten 
zuzumuten, und dies allein begründet schon eine 
schwere Schuld für die Angeklagten, Schuld, die nicht, 
an Paragraphen zu messen ist.

Dies führt unmittelbar zu den beiden leitenden Ge­
sichtspunkten, von denen sich das Gericht generell für 
alle Angeklagten bei der Strafzumessung leiten ließ. 
Die Angeklagten, auch die am meisten belasteten unter 
ihnen, sind keineswegs vom Range eines Kriegs­
verbrechers Clemm, eines Eilsberger und anderer, 
sie reichen zum Teil nicht einmal an die Peri­
pherie jenes engen Kreises von Exponenten des 
Monopolkapitals heran, die ungeheure wirtschaftliche 
Machtmittel in ihren Händen halten, die kaltblütig 
inmitten millionenfachen Leids die Profite überschla­
gen, die ihnen aus den von ihnen angezettelten Kriegen 
erwachsen, und die bis zu ihrem endgültigen Sturz 
die einzige latente Gefahr für den Frieden der Völker 
bilden werden. Sie selbst, die Angeklagten, die 1945 
Zurückgebliebenen und vielfach durch die Gunst der 
Umstände überhaupt erst in leitende Stellungen Nach­
gerückten, sind von jenen als Werkzeuge gebraucht 
worden, und zumindest bei einigen von ihnen ist eine 
gewisse Tragik nicht zu verkennen, die darin liegt, 
daß sie, beinahe von Kind auf nur darauf bedacht, 
sich Fachkenntnisse und Fachwissen anzueignen, ohne 
Sinn und Blick für die gesellschaftlichen Probleme 
ihrer Zeit, alle Maßstäbe für ihre Pflichten gegenüber 
der Gesellschaft verloren und, nur noch im Konzern­
interesse denkend, für „ihren“ Konzern zu Verbrechern 
wurden. Das sind die Erwägungen, die die Verhängung 
der nach Befehl Nr. 160 möglichen Höchststrafe, der 
Todesstrafe, ausschlossen.

Andererseits konnten und durften diese Erwägungen 
nicht zu ungerechtfertigter Milde bei der Strafzu­
messung führen. Wenn die Angeklagten auch Werk­
zeuge gewesen sind, so waren sie doch keine blinden 
Werkzeuge. Sie waren intelligent genug, um zu wissen, 
was das, was man von ihnen verlangte, bedeutete. 
Sie haben zu einem Zeitpunkt, als die Masse der werk­
tätigen deutschen Menschen unter größten Entbehrun­

gen das Letzte hergab, um aus Schutt und Asche eines 
Systems, das ein großer Teil der Angeklagten aktiv 
unterstützt hatte, das Fundament für den Aufbau eines 
neuen, besseren Deutschland zu schaffen, freventlich 
ihre Hände gegen dieses unendlich mühselige Aufbau­
werk erhoben.

Sie haben darüber hinaus Konzerninteressen, d. h. 
Kräften, die den Frieden gefährden, gedient. Das Werk 
des Friedens und des friedlichen Aufbaus mit allen 
Mitteln zu schützen, ist die demokratische Justiz be­
rufen. Unsere schwer arbeitenden Menschen haben ein 
Recht auf diesen Schutz, ohne den alle ihre Anstren­
gungen sinnlos sein würden. Den Angeklagten mußte 
daher durch harte Strafen nachdrücklichst vor Augen 
geführt werden, wie schwer sie sich vergangen haben.

Zivilrecht
§§ 36, 1 MSchG.
Trotz Bezeichnung eines auf ein Grundstück bezüg­

lichen Vertrages als „Pacht“ hat der „Pächter“ Anspruch 
auf Mieterschutz, wenn das Wohnrecht auf dem Grund­
stück Hauptgegenstand des Vertrages ist.

OGj Urt. vom 13. Dezember 1950 — 1 Zz 50/50.
G r ü n d e :

Der Kläger ist Eigentümer eines Grundstücks in W. 
Im Jahre 1941 verpachtete er einen Teil dieses Grund­
stücks in Größe von über 1200 qm an den Verklagten. 
Dieser wohnt in einer Baracke, die auf dem Grundstück 
steht, während er das Land gärtnerisch bebaut und 
von den Erträgen nach den Feststellungen des Urteils 
gelegentlich etwas verkauft. Am 25. September 1947 
hat der Kläger das Pachtverhältnis zum 31. März 1948 
gekündigt, weil der Verklagte das Land nicht ord­
nungsmäßig bewirtschafte, es ohne Genehmigung teil­
weise unterverpachtet habe und mit dem Pachtzins im 
Rückstand sei. Da der Verklagte das Grundstück nicht 
räumte, hat der Kläger Klage erhoben mit dem An­
träge, den Verklagten zur Räumung des Pachtlandes 
für den 1. April 1948 zu verurteilen. Der Verklagte 
hat Klageabweisung beantragt. Er bestreitet, daß be­
rechtigte Kündigungsgründe vorlägen, und beruft sich 
unter Hinweis auf § 36 MSchG darauf, daß ihm Mieter­
schutz zustehe. Das Amtsgericht in Dresden hat durch 
Urteil vom 6. September 1949 den Verklagten zur Räu­
mung des Grundstücks bis zum 31. Oktober 1949 ver­
urteilt, da § 36 MSchG im vorliegenden Falle keine 
Anwendung finde und deshalb nach den Bestimmungen 
des BGB auf Grund der rechtzeitig ausgesprochenen 
Kündigung der Verklagte das Grundstück räumen 
müsse.

Die gegen diese Entscheidung von dem Generalstaats­
anwalt der Deutschen Demokratischen Republik bean­
tragte Kassation ist begründet, da das Urteil auf einer 
Verletzung des Gesetzes beruht.

§ 36 MSchG ist allerdings im vorliegenden Falle nicht 
anwendbar. Diese Bestimmung befaßt sich nur mit 
Pachtverträgen über Räume und gewerblich genutzte 
unbebaute Grundstücke. Ein Pachtvertrag über die 
Baracke liegt aber nicht vor, da dies voraussetzen 
würde, daß das Gebäude sowohl nach seiner baulichen 
Eigenart als auch nach seiner inneren Einrichtung und 
Ausstattung im wesentlichen dazu geeignet ist, die Ge­
winnung bürgerlicher Früchte aus der so eingerichteten 
Räumlichkeit und dem darauf zu stützenden Gewerbe­
betrieb zu ermöglichen, also als unmittelbare Quelle 
von Erträgen zu dienen. Diese Voraussetzungen sind 
nach dem bisher festgestellten Sachverhalt nicht ge­
geben.

Auch für das verpachtete Land liegen die Voraus­
setzungen des § 36 MSchG nicht vor. Danach müßte 
es sich um ein unbebautes und gewerblich genutztes 
Grundstück handeln. Abgesehen davon, daß auf dem 
Grundstück die Baracke steht und es daher als bebaut 
anzusehen ist, liegt auch keine gewerbliche Nutzung 
im Sinne des § 36 MSchG vor, da nach der herrschen­
den Auffassung, von der abzuweichen kein Anlaß be­
steht, die Gärtnerei nicht eine gewerbliche Nutzung 
des Landes im Sinne des § 36 MSchG, sondern eine 
landwirtschaftliche Nutzung im Sinne des § 1 Abs. 3 
der Reichspachtschutzordnung vom 30. Juli 1940 (RGBl. 
S. 1065) darstellt.

Das Gericht hätte aber prüfen müssen, ob das 
Rechtsverhältnis zwischen den Parteien nicht als
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